
 

STAATS- UND UNIVERSITÄTSBIBLIOTHEK HAMBURG
CARL VON OSSIETZKY  Von-Melle-Park 3 · D-20146 Hamburg

 
 

Titel:   Morgenausgabe

Autor:   

Purl:   https://resolver.sub.uni-hamburg.de/kitodo/PPN1754726119_19210617MO

   

   
 

   

 

  Rechtehinweis und Informationen  

     
  Der Inhalt ist gemeinfrei. Das Digitalisat darf frei genutzt werden.  
     
  Public Domain  

 

Zum Zwecke der Referenzierbarkeit und einem erleichterten 

Zugang zum Original bitten wir um folgenden Hinweis bei der 

Nachnutzung: 

Original und digitale Bereitstellung:

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

+ Signatur + Link zum Digitalisat

    

             

Qualitativ höherwertige Reproduktionen können in verschiedenen 

Formaten und Auflösungen kostenpflichtig erworben werden. 

Gebühren werden entsprechend der Gebührenordnung für 

wissenschaftliche Bibliotheken der Freien und Hansestadt 

Hamburg erhoben. 

Sollten Sie das Objekt in Ihrer eigenen Veröffentlichung 

verwenden, würden wir uns freuen, wenn Sie uns darüber

informieren und uns die bibliographischen Angaben Ihrer 

Publikation mitteilen. Wir freuen uns natürlich sehr, wenn Sie uns 

zur Information sogar ein Belegexemplar der Publikation 

zukommen lassen können.      

    

    

Kontakt für Nachfragen:

Staats-und Universitätsbibliothek Hamburg - Carl von Ossietzky -

Von-Melle-Park 3

20146 Hamburg

auskunft@sub.uni-hamburg.de

https://www.sub.uni-hamburg.de

 

 



w»e tahiHte«»"
«toetni tagUd) zweimal,
Senntag* u. nach Feiertagen
Mir einmal. BezngSvreiD-
»iöchmtl. 2,35 x, monatl.
10 * rorau»,ahlbar frei

In* Hau*.
Redaktion:

g*lanbfiraBe ii, i. Stock,
»erantwortlicher Redakteur:

Paul «ugdahn, Nltona.
Vfrv ed lt Ion:

Fehlandfiraien.Srdgefchoß.
iSuchhandlung: Erdgeschoß.

Buchdrucker el-Kontor:
Fehlandstraße ii, i. Stock.

Kr. 376.

Eivjklvummer morgeuS 20 4 avevds sowie Loo«« mrd Kestlag« 80 4

I Einigung in Oberschiesten?

Kommunistische Erhebungen?

Wie die Blätter aus Oberschlesien melden, wurden di« Ver-

handlungen zwischen dem englischen General Renntier und

dem Führer der deutschen Selbstschutzes, General Höfer,

heute fortgesetzt. — Laut „Vossischer Zeitung" sei i m wesent-

lichen eine Einigung ezielt. ES sei anzunehmen, daß

auch der Zwölfer-Ausschuß, mit dem namentlich das englisch«

Mitglied der Interalliierten Kommission, Sir Harald Stuart,

verhandelt, sich mit den Versicherungen, die bei dieser Gelegenheit

gegeben wurden, vorläufig einverstanden erklärt. Das sozial,
demokratische Mitglied des deutschen Zwölfer-AuSschusie» in Ober-

schlesien, CyruS, äußert sich in den »Oppelner Nachrichten"

über eine Verständigung mit der Interalliierten Kommission

dahin, daß das Verlangen der Kommission, Annaberg zu räumen

und durch italienische Truppen besetzen zu lassen, vielleicht

doch bei Bietung anderer Garantien angenom-

men werden könnte, da der Berg als militärischer Stütz-
punkt nicht mehr in Betracht komme. Cyrus fordert als Garantie,

daß die Insurgenten wenigstens als erste Etappe Gleiwitz und

Hindenburg räumen und hofft, daß auf der gekennzeichneten

Grundlage eine Einigung zwischen dem Zwölfer-

Ausschuß und der Interalliierten Kommission
möglich ist.

*

Blättermeldungen aus Beuthen zufolge bildete sich im Kreise

Pletz in der nächsten Nähe des Hauptquartiers Korfantys

eine rote Armee. Der Abteilungskommandant Korfantys ist

abgesetzt. Die bolschewistischen Jnsurgentenabteilungen erpressen

von den Jndustrieverwaltungen und der Kaufmannschaft Beträge

bis zu 200 000 31. Auf mehreren Gruben iin Zentralindustrie-

rebier weht seit heute die rote Fahne. Einzelne Industrie»

direktionen wurden unter die Diktatur der Arbetter gestellt.

Korfanty verlegte dar Hauptquartier nach Blotznitz, Kreis Groß»
Strehlih.

Die polnischen Kommunisten, die sich gegen Korfanty er-

hoben haben und die bolschewistischen Aufständischen, die sich

das oberschlesische Chaos zunutze machen, treten spät auf, so

daß kaum anzunehmen ist, daß sich ihre Erhebung lange hin-

ziehen wird. Vom ersten Tage des Korfantyschen imperia-

listischen Poleneinfalles an log die Kommunistenpreffe dieses

durchaus nationalistische Polenunternehmen in einen kommu-

nistischen Ausstand um. Das dauerte solange, bis die Oppelner

VKPD. öffentlich ihre deutschen Genossen Lügen strafte und

sich an die Seite der überfallenen Schlesier stellte. Heute geht

das noch weiter. Die Kommunistenpresse veröffentlichte gestern
einen Aufruf des Zentralkomitees der VKPD.

Oberschlesiens in Gleiwitz, in dem in bewegtesten Wor-

ten gegen den nationalistischen Jnsurgentenaufstand Stellung
genommen wird. Es heißt da: „Der Diktator Korfanty er-

läßt unerhörte Blutbefehle über die Todesstrafe für

eine Aufforderung zum Streik und für sogenannten „Verrat"

und organisiert überall Standgerichte, deren Todesurteil nach
drei Stunden auf der Stelle vollstreckt wird. Die Miß-

handlungen der Arbeiter spotten jeder Be-

schreibung." Strotzt auch der Aufruf sonst von un-

logischen Schlußfolgenmgen, verdreht er auch dadurch, daß er
den deutschen Selbstschutz mit den Korfantybanden in einen

Topf wirft, die ganze Sachlage so, wie es die schon lange von

der Berliner Zentrale gewollte Taktik erfordert, so ist er doch

interessant als Zeitdokument und Beweis für die Zusammen-

hänge der augenblicklichen Empörung kommunistischer Put-

schisten mit dem allgemeinen Geschehen in Oberschlesien.

Treffen die Nachrichten darüber, daß es zwischen dem deutschen

Selbstschutz und den Interalliierten zu einer Einigung ge-

kommen ist, zu, finden endlich die Engländer die Entschluß-

kraft, die Polen zur Raison zu bringen und den Verträgen

Geltung zu verschaffen, dann wird auch der bolschewistische
Spuk in Oberschlesien bald sein Ende finden.

Dettlschland und Dänemark.

Der „Nieuwe Rotterdamsche Courant" bringt ein Gespräch
seines Vertreters mit bein dänischen Ministerpräsibeuien
Scaoenius. In diesem Gespräch erklärte der Minister:
Die Richtung unserer Politik ist und bleibt eine sorgfältig
abgewogene Neutralität. Bezüglich Norbschleswig
stehen wir nur auf der Grundlage de# Bertrage# von Versailles.
Ich gebe zu, daß ich mir eine günstige Lösung vorstellen könnte,
aber wir streben nicht nach der Revision einer entschiedenen
Sache. Wir sind nur auf dem Wege einer freundlichen Rege-
lung der zahlreichen Schwierigkeiten und Fragen, bi« sich aus
bem Vertrag ergeben. Auch bie Teutschen werden zugeben
müssen, daß wir nicht mehr erreicht haben, als uns nach "allen
Rechtsbegriffen zusteht. Die Volksabstimmung hat da# am
deutlichsten bewiesen. Ich glaube, zu meiner Freude konstatieren
zu können, daß das deutsche Volk au# diesem Grunde keinen

Haß gegen uns hegt. Wir brauchen unserm Nachbarn nicht
nach den Augen zu sehen; aber ausgedehnte Beziehungen mit
ihm sind für unS von großem Wert. Für kleine Länder ist jede
Feindschaft eine Gefahr. Wa# nützt es, wenn man mächtige
Beschützer hat. Keine Mächtegruppierung bietet so dauerhafte
Garantien, daß sie für alle Teile Sicherheit gegen die Rache eines
starken Nachbarn bedeuten sann. Diese Auslegung genügt
bereits, um Dänemark abzuhalten, sich im Kielwasser einer
bestimmten Macht ober Mächtegruppierung mitschleppen zu lassen.
Wenn es wahr wäre, daß wir das Gebiet, das wir zurück-
bekommen haben, nur unter dem Schutz der gegenwärtigen
Entente halten können, bann müßte ich bedauern, daß wir es
zurückbekommen haben: denn früher oder später mühte das zu
unserem Untergang führen. Aber ich bin überzeugt, daß unfe-e
Beziehungen zu unserem südlichen Nachbar keine Gefahr
f u r unsere Existenz mit sich bringen und daß dieser
nicht daran denke, uns das Leben schwer zu machen.

Die Abstimmung der englische« Kergarbetter.

Wie die Blätter melden, bedeute das bisherige Ergebnis der

Adstinillmnq der Bergarbeiter eine Ueberrafefiung. Die Mehr-

heit der Arbeiter sprach sich bisher gegen bi* Annahme ber

neuen Angebote derBergwerksbesitzer auS Dem »Daily Telegraph"

zufolge ist eS wahrscheinlich, batz die erforderliche Zweidrittelmehrheit

zu flunfien bei Streiks sich ergaben werde. TaS Endergebnis wird
nicht vor heute abend oder morgen früh bekaimtaeqeben werden.

Der amerikanische Senat gegen -eu Frieben.

Wie die „Chicago Tuibune" aus Washington meldet, wurde die
Resolution Porter, die im Repräsentantenhaus ant letzten Montag
angenommen worden ist, wir voiauS zu leben war, botet Senat
abgelehnl. Ueber bie Reioluiion wird jetzt in gemeinsamer
Sitzung von Repräsentantenhaus und Senat beraten.

Im 'JkidjiMagc kommt am heutigen Mittag bie Interpel-
lation über ben M orb an Garet! zur Verhandlung.

Im englischen Unterhaus« wurde gestern mitgeteilt, daß die
durchschnittlichen moimtlidjen Kosten für bie britischen Truppen in

Cberfdjlefieii 77 000 Ptuud betragen.

Der türkische Großwesir Tewfik Pascha bildete folgende# Mini-
sterium: AeußcreS Marschall Izzet Pascha, Inneres und Unter-
richt vertretuntöweise Marschall Ali Riza Pascha, Marine Mar-
schall Salih Pascha, Handel und ßanbtoirtfdiaft Sela Bey,
Finanzen provisorisch Hassern Kiazina Bey.

Anzeigen M« iffgefpeUete
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Moskau und die DKW.

„Tas rachitische Kiud mit dem Wasserkopf."

Unser Berliner Bureau übermittelt uns folgenden inter-
effarten Bericht:

»Wir lauten in den Besitz eines Protokolls über eine Sitzung
des Exekutivkomitees der dritten Internationale in Moskau, die

dort am 9. und 10. März getagt hat. Für di« deutsche BKPD.

suchte der ReichStagSabgeordnete Kurt Geher deren Politik zu

rechtfertigen. Radek putzte seinen jungen Mann Geher wie
folgt herunter:

E. K. Radek: Geyer habe „offiziellen Optimismus

gepredigt. Es sei doch gar keine Vereinigung da", das beweise

allein die Existenz der KAPD., vereinigt sei nur die linke USPD,

mit dem Spartalus. Diese kombinierte KPD. zeige „Tendenzen,

die bekämpfenSwert seien". Die KAPD. sei unter der Losung
entstauben, datz „Deutschland überreif zur Revolution sei". Die

KAPD. sei „besser als die Thegrie ihrer gepumpten Theo-

retiker", die in zwei Broschüren der KAPD. die theoretische

Grundlage gegeben hätten, in denen sie dreimal „Propaganda"

schreiben, in denen sich aber kein einziger Vorschleig zur Aktion

befände. Die KAPD. wollte „jeden Tag losschlagen, sie sei bei
der Aktion immer die erste" aber sie stelle nur die Unzufrieden,

bett kleiner Minderheiten bat". Noch Ijabc die Revoltution in

Deutschland keine „einheitliche schlagkräftige Partei" gebildet. Die
BKPD. sei keine solche. Er habe die Presse der VKPD.

immer mit dem Gefühl der größten Unzufriedenheit, ja mit dem

Gefühl der Schande gelesen, es fehle ihr da« ganze argani.

satorische Geschick. Bei den ReichStagSreden der kommunistischen

Parlamentarier seien die eigenen Berichterstatter eingeschlafen

und über die unzulängliche Berichterstattung hätten sich die Par-

lamentarier und Berichterstatter gegenseitig beschimpft.

Nun sage die Fraktion selbst, daß die Arbeiterschaft Deutschlands

nicht auf Reden reagiere. Die Fraktionhabe nicht ein-

mal eine politische Leitung, halte keine Sitzungen ab,

sie »setze sich selbst unter die Glasglocke". Die illegale

Organisation sei erst im allerer st en Entstehen
begriffen. (Beispiel.)

Mit „spontanen Ereignissen" sei in Deutsch-

land nicht zu rechnen. Was wäre die VKPD. mit ihren
22 Zeitungen und ihrer halbenMilliongegendieneun

Millionen der Gewerkschaften? Daher sei die
Kernfrage: Wie unterwühlen wir die Gewerkschaftsbureau-

trutic? Das sei möglich durch Teilaktionen, entweder

mit oder ohne Gewerkschaften. Scheidemann repräsentiere heute

in der Tat noch die Mehrheit der deutscheu Arbeiterklaffe. Er sei

noch nicht genügend kompromittiert, und der deutsche Arbeiter,

dem ein Stückchen Brot lieber als Liebknecht sei, ginge immer
noch mit dem, der ihm ein Stückchen Brot verspreche. Die KAPD.

'ei gut als Gegengewicht gegen den Opportunismus der

VKPD.-Führer. Cie bekämpfe man am besten durch Steigerung

der Aktivität der VKPD. NachrechtsseiderKampfviel
schwerer.

tievi selbst habe heute noch keine Ahnung von der Schwer«

der Differenz zwischen sich und der Exekutive. Er wisse selbst am

wenigsten, daß er Opportunist fei. Nach ihm läge die Differenz
in der „falschen Einschätzung eines Menschen durch den anderen".

Man spräche immer gegen Moskau, wenn man glaube, datz

"Moskau linker stehe als Berlin" und „man Angst habe, datz die

Massen sich hinter Moskau stellten". Es käme darauf an, in

Deutschland eine gute Parteileitung z u bilde n."

Levi wurde damals schon als heilloser Opportunist von Radek

abgetan. In die gleiche Verdammnis kamen Säumig,
Geyer und Klara Zetkin. Radek schloß mit den Worten:

»Die Exekutive wisse wohl, was gespielt werde, aber sie

habe nicht genügend Recht, um noch energischer

einzugreifen. Heute schon sehe c8 so aus, als ob Deutsch,
land statt einer gesunden kommunistischen Partei ein „rachitisches
Kind mit einem Wasserkopf" bekäme."

Der Vertreter der ^APD., Goldstein, äußerte sich über
die VKPD.:

Es ging mit der VKPD. rasendbergab. Der National-

bolschewiSmuS zeige sich nun gar in der VKPD. und Klara Zetkin
spreche im Namen der Fraktion von der »nationalen

Zukunft des deutschen Volkes". Ja, die VKPD. for-
dert jdst ein Bündnis zwischen dem bürgerlichen Deutschland und
dem Miletarischen Rußland. Wie der Parlamentaris-

mus der VKPD., so sei auch ihre Gewerkschaftspolitik bau.

krott. Als man die rote Gewerksehaftsinternationale grün-

betc.jDonte man die Spaltung der Gewerkschaften (Radek: „In
der Tendenz!"). Aber man hatte nicht den Mut, von der Spal-

tung der Gewerkschaften zu sprechen. Keine Gewerkschaft sei
bisher erobert, im Gegenteil, die Kommunisten würden aus-

geschlossen. Bei den Teilaktionen handle er sich
darum, die Massen zur Aktion zu bringen. Man

müsse die Konterrevolution provozieren. Ihr das Gesetz

des Handelns vorschreiben. Aber wie könne eine Partei, die sich

ganz auf den Wahlkampf eingestellt habe, so etwa? tun. Die

VKPD. habe in der Eisenbahnerbewegung ebenso versagt wie bei

dem letzten ökonomischen Streik. Man müsse die „Orgesch
zum Lor schlagen bringen," vielleicht durch das Mittel

der Steuerverweigerung oder den Boykott Bayerns (Geyer), dann
geben die Bayern uns kein Brot.

Der große Häuptling Sinowjew gab seine allerhöchste

Auffassung über die Politik der deutschen VKPD. in folgenden
Aeußerungen kund:

„Was die allgemeine Taktik der BKPD. ank".
langt, so sei Radeks Kritik an ihrem Parlameniaris-

muS durchaus richtig. Sie seien darüber sehr enttäuscht

gewesen, denn der Ton der Parlamentarier der VKPD. sei „g u t

sozialdemokratisch"; er habe nach seiner DeutMandreise
eine Broschüre „12 Tage in Deutschland" geschrieben, deren Neber-

setzung und deutsche Ausgabe die deutschen Genüssen verhindert
hätten, und zwar deswegre', weil Dißmann darin „der Iotu-
rn c r b e Noske" genannt werbe.

Der „Fehler" der B K P D. beim B e c l i n e r Elek-

I r t i i t ä t s st r e i k sei eb nsills uitgehei'er.ich. Desgleichen
ihre Stellung zur Arbeitslosenfrage, wo Koenen

die ?!rbeitslosen al# „Lunipenprsletarie ■ ' bcze i hn t Hal e. Da#

sei durchau# falsch. Der offene Brief sei eine „künstliche Taktik"

gewesen und sei der Erfolg mebr ein literarische# Hirngespinst
cif eine „Massenbewegung". Weint man die Außenpolitik

der VKPD. als Nationalbvlscheivismus tituliere, so sei bas nicht
richtig, aber es sei „oppoltunisttscher ParlampntariSmnS".

Jetzt habe man einen Wendepunkt in der

dritten Internationale. Man habe bereits viel

zu viel Elemente in die dritte Internationale
a n f g c n o in m c n. "

Inzwischen sind ja Levi und einige andere „Elemente" au#

der drittelt Internationale hinailSgeflogen. Einige Htinder-

tausend deutsche Arbeiter sind von selbst gegangen. Vielleicht
bringt die völlige Zerfahrenheit der kommunistischen Politik, die

in vorstehenden Dokumenten wieder einmal von ihren Führern

selbst beleuchtet wird, auch noch andere zur Vernunft."

MWe m Die Meinung in Her AlleiMewWnslW?

Deutscher Reichstag.

(Telephonischer Bericht.)

Berlin, 15. Juni 1921.

Der Reichstag sah in seiner Dauersitzung am Donnerstag
von Anfang bis zu Ende ein vollbesetztes Haus und fällte die

Entscheidung über die Getreidewirtschaft. In

zahlreichen, zum Teil namentlichen Abstimmungen, mußten die

Fraktionen Farbe bekennen, wie sie zur Brotversorgung des

Volker stehen. Dabei zeigte sich mehr und mehr, daß sich den

sozialistischen Parteien ein bürgerlicher Block gegenüber»

stellte, wenn auch bei einer Abstimmung die Teutschnationalen

au» taktischen Gründen mit den sozialistischen Parteien gingen.

Sie stimmten mit uns den § 1 de» Gesetzes nieder, weil ihnen die

3 Millionen Tonnen Brotgetreide, die der Gesetzentwurf ersassen
will, noch zuviel sind. Wir stimmten mit den beiden andern

sozialisttschen Parteien gegen ben § 1, weil wir 4,5 Millionen

Tonnen Brotgetreide zu erträglichen Preisen für die

Bevölkerung sichern wollten. Da sowohl dieser sozia-

listische Antrag wie der § 1 de# Regierungsentwurfes abge»

lehnt wurden, klaffte nun durch die ganze Lesung an Stelle der

Paragraphen eine breite Lücke. Während der stundenlangen Er-

örterungen suchten die bürgerlichen Parteien nach einem Aus-

weg, um dar Gesetz zu retten. ,

Aus bet Debatte ist die Mitteilung de# ReichSernährungS-

minifters Dr. Hermes hervorzuheben, daß die Brotpreis-

erhöhung erst zu Beginn de» neuen Wirtschafte-

jähre», also gegen den Herbst hin, eintreten

und keinesfalls Über 50 % betragen soll.

Alle Versuche der Sozialdemokraten und der Unabhängigen,

dem Gesetz noch einige Verbesserungen beizubringen, s ch e i t e r •

t e n an dem Widerstand der bürgerlichen Parteien. Al» bann

schließlich auch die Resolution des Ausschusses abgelehnt

wurde, die den Schutz de» Reallohnes der Arbeiter

und den Schutz gegen bie weitere Verelendung
bet Rentenempfänger sortierte, wenn bie

enorme Teuerung kommt, eine Resolution, bie

ferner bie Gewinne bei ber Annäherung an ben

Weltmarktpreis für bie Allgemeinheit ver-

langt, sank da» Interesse an ber Annahme des Gesetzes für die

Arbeitermaffen auf Null.

In der dritten Lesung gab der bürgerliche Block dem § 1

des Gesetzes folgend* Fassung: Für den Bedarf der versorgungs-

berechtigten Bevölkerung sind in bem Wirtschaftsjahr 1921/22 au»

dem Jnlande 2)4 Millionen Tonnen Getreide im Wege der Um-

lage aufzubringen. — Ter Bürgerblock gab diesem Beschluß auch

sofort bie richtige Auslegung, indem er folgende Entschließung ber

deutschnationalen Fraktion annahm: Der Reichstag wolle beschließen,

die Reichsregierung zu ersuchen, die geeigneten Maßnahmen zu er-

greifen, bamii alsbald bet freie Verkehr für Brot-

getreide, Gerste und Hafer intändischer Ernte eingeführt wird.

Da» ist in der Tat bie Folge bei Gesetzes, bas am Donners-

tag die bürgerliche ReichStagsmehrheit geschlossen gegen bie ebenso

geschloffene Front der drei sozialistischen Parteien angenommen Hai:

Binnen wenigen Wochen werden die Massen bet

Verbraucher zu spüren bekommen, war an biesem

Donnerstag im Reichstag geschehen ist. Niemand

glaubt daran, daß die 2)4 Millionen Tonnen wirklich erfaßt und

wenigstens ein Teil des Brotgetreides zu erträglichen Preisen ver-

arbeitet werden kann. Das ganze Umlageverfahren ist nur noch

eine Kulisse für die freie Wirtschaft. Sie letzten

Sicherungsmaßnahmen gegen den Brotwucher sind

gefallen. Annäherung an den Weltmarktpreis und damit ein
Gewinn von rund 5 Milliarden Mark für die

deutsche Landwirtschaft, zugleich aber wachsende

Verelendung ber auf festen Lohn Angestellten

sind aus bent heutigen Beschluß zu befürchten.

Auch polittsch bars man an diesem Tag nicht vorübergehen. Die

bürgerlich -sozrali st i sch* Regierungskoalition ist

bei dem ersten wichtigen WirtschaftSgesetz weit

auseinander geraten. Das ist wahrlich keine Festigung der

ohnehin von vielen Gefahren bedrohten Regierung. Wie wird eS

bei dem Kampf um bie Steuern, wie soll es bei der Her-

anziehung bet Goldwerte werden? Diele Fragen drän-

gen sich heute manchem noch stärker auf, als in ben vergangenen

Wochen. D i e Parteiwird guttun,für alles gerüstet

zu sein. *

(Telephonischer Bericht.)

115. Sitzung.

Donnerstag, 16. Juni, nachmittags 2 Uhr.

Das Haus versagt ohne AuSsprawc nach ben Anträgen des
Geschäftsordnungsausschusses die Gcnehinigung zur
Strafverfolgung ber Abgeordneten Ern st (USP.), Remele (5t),
Reich (K.) und Mittwoch (UTP.)

Im Hammelsprung wird mit 187 gegen 108 Stimmen der drei
sozialistischen Parteien ein Antrag Hoffmann (ft.) abgelehnt,
den Abgeordneten Wendelin Thomas (ft.), der wegen Hoch-
verrat» eine zweijährige Gefängnisstrafe verbüßt, sofort aus der
Gefangenenanstatt Landsberg in Bayern zu entlaßen. (Zurufe
bei den Komm.)

Die vewirlschaftunq des Getreides.

Da die allgemeine AuSsvrache geschlossen ist, wirb sogleich übet
§ 1 bei Gesetzentwürfe» abgestimmt. Abgelehnt werden die
Anträge Müller-Franken (SS.) und Dr. Herz (USP.)
auf Beibehaltung ber bisherigen Form der Bewirtschaftung bei
Getreides. Ueber einen Antrag D Xt f ch e (DVP.), die Zwangs-
wirtschaft aufzuheben und die freie Wirtschaft einzu-
führen, wird namentlich abgeitimmt und der Antrag mit 178
gegen 1 56 Stimmen der beiden Rechtsparteien, der Demo-
traten und der Bayerischen Volkspartei abgelehnt. Abgelehnt
werden sozialdemokrattsche Anträge, die Umlage auf 4)4 Millionen
Tonnen festzusehen. Angenommen in namentlicher Abstimmung
wird mit 214 gegen 126 Stimmen eine Antrag Böhme (DTP.),
Dusche (DVP.), SPurlage (Z.), die Hohe der Umlage
auf 2 XA Millionen Tonnen festzusetzen. Abgelehnt
w'rd ein Antrag Hergt (DVP), als Termin der Ablieferungsfrist
für das erste Viertel der Umlage den 15. November sestzuietzen,
anstatt des 15. Oktober. Ter Antrag Müller-Franken (SD.),
und Dr. Hertz (USP.), wonach die von der Umlage nicht er-
faßten ©ftreibemengen an die Reichsgetreidestelle zu einem vom
Reichstag festgesetzten Höchstpreis abgcliefert werden sollen, wird
abgelehnt. — In der Gesamtabstimmung wird im Hammel-
sxrung der § 1 mit 189 gegen 145 Stimmen des Zentrum», der
Deutschen Voltspartei und der Icmotratcn abgelehnt.

Präsident Silbe: Durch diese Abstimmung ist dem Gesetz die
Seele genommen. Geschäftsordnungsmäßig müssen wir aber die
weiteren Paragraphen beraten, da der Reichsernährungsminister
nicht beabsichtigt, die Vorlage zurückzuziehen. (Hört, hört! und
Heiterkeit). Die Beratung wird beim $ 2 fortgesetzt.

Dr. Heim (Bayer. VP.i: Die Zwangswirtschaft ist heute das
Verderblichste, wa» c» gibt. Sowjettußlanb hat schon beim Friedens-
schluß mit Polen mit der Offensive gegen da» kopitalistische Europa
Halt gemach: und weiter hat Sowjetrußlanb mit ber Freigabe der
Getreidewirtschaft kapituliert vor den 85 Prozent Dauern. (Zurus
links: „Da» ist nicht wahr!") Was ich behaupte steht in feinem
Orgcschorgan, sondern in der .Freiheit". Da# Umlageäcrfahreu
al# System hat alle Nachteile der Zwangswirtschaft. Wenn wir
unter den jetzigen günstigen Verhältnissen nicht zur freien Wirt-

schäft übergehen, so wird ber Uebergang später voraussichtlich
teurer kommen.

Reichsernährungsminister Dr. Herme»: Die Zwangswirtschaft
ist allerdings produktionSfeindlich. Daraus kann man aber nicht ben
Schluß ziehen, daß sofort zur freien Wirtschaft übergegangen wer-
den muß. Wie müssen auch darauf Rücksicht nehmen, daß die Be-
lastung der Verbraucher noch gerade erträglich bleibt. Uebrigen»
bin ich der Landwirtschaft gerade in der Preisfestsetzung entgegen-
gekommen. Die Brotversorgung kann nur in ber
bisherigen Form durchgeführt werden. Bei einigem
guten Willen kann bie Landwirtschaft bie Umlage durchaus er-
füllen. Mit ber alten Zwangswirtschaft noch eine bis zwei Mil-
Honen Tonnen herauszubringen unb dann das Getreide freizu-
geben, wäre ungerecht. — Der Minister wendet sich bann gegen die
Behauptung des Abgeordneten Dr. Hertz über die angebliche Aus-
fuhr großer Mengen von Hülsenfruchten au» Ostpreußen: Aus-
geführt ist ber tausendste Teil von bem, was bet Ab-
geordnete Hertz behauptet hat. (Lebhaftes Hört, hörtl
und Bewegung.) Das letzte vom Abgeordneten Hertz verlesene
Schreiben ist übrigens noch nickt einmal abgeschickt, sondern zurück-
gehalten worben. (Erneute# Hört, hörtl)

Dr. Hertz (USP.): Es handelt sich nicht nur um Hülsen-
früchte, sondern auch um Getreide unb Getreibeerzeugnisse.

Reichsernährungsminister Dr. HermeS: Im Mai ist über-
haupt kein Getreide ausgeführt. (Abg. Hertz: Hier steht dar
Gegenteil!) Wenn Herr Dr. Hertz schlüssigere Beweise beibringt
al» bie amtlichen, mag er mir sie borlegen.

Dr. Heim (Bayer. BP.): Wenn man ben freien Handel zu-
läßt, wirb die Lanbwirtsckaft schon das Nötige leisten.

Dr. Andre (Z.): Bei der Zulassung deS freien Handels muß
der GetreidepreiS sich in wenigen Tagen bem Weltmarktpreis an-
gleichen. Tann würde der Brotpreis sich verdreifachen. Eine Kata-
strophe sann man nicht verantworten.

Reichsernährungsminister Dr. Hermes: Unser# Reser-
ven an Brotgetreide genügen nickt für ben Ueber*
gang zur freien Wirtschaft. Die Verbilligungsaktion für
das Auslandsgetreide kann, ebenso wie die Zwangswirtschaft, nur
langsam und vorsichtig abgebaut werden.

SimonS-Franken (USP.): Das Umlageverfahren kann nicht
verhindern, daß dieselben Katastrophen eintreten, wie bei bet
freien Wirtschaft. Einige Konsumvereine, nicht alle, haben nur
darum die freie Wirtschaft gefordert, weil sie durch die Bäcker
die SckleichhandelSware führen konnten, benachteiligt wurden.

Die §§ 2 unb 3 werben angenommen.
Ein beutschnationaler Antrag, zu § 4 Fachleute zu bringet!

wird abgelehnt
§ 9 bestimmt, baß bie VerwaltungSabfeilung au»

einem Direktorium unb einem Kuratorium besteht. Abgelehnt
wird ein deutschnationaler Antrag, wonach unter den ständiget,
Mitgliedern des Direktorium# selbst drei Landwirte sein müssen.
Angenommen wird ein Antrag der Regierungsparteien, wonach
dem Kuratorium auch Vertreter be» Gewerkschaftsringes und bc»
deutschen SBeamtenbunbe» angehören sollen. Abgelehnt wird eine
Reihe von Anträgen auf Hinzuziehung einer Reihe anderer
Organisationen sowie bei Handels, der Müllerei unb deS Bäcker-
handwerks zur Geschäftsabteilung. Ein Antrag ber Deutsch-
nationalen auf Streichung des § 21, wonach bei nicht rechtzeitiger
Lieferung die Kommunalverbänbe bas Recht auf Enteignung de#
Getreide» haben, wirb abgelehnt.

Dr. Vachmann (DVP.i beantragt, bem § 47 einen Absatz hin-
zuzusetzen, in bem bie zum Schutze bet ßaefrtierforgu. g erlass:-
nen Strafbestimmungen aufgehoben werden.

Dr. Hertz (USP.) Eine allgemeine Ainuestte für Vergeh a
gegen die Vorschriften über die Haferversorgung erscheint in
hohem Grade bsdenklich Im übrigen ist die Begnadigung Sack:
der Länder.

Schmidt-Köpenick (SD ehnt den Antrag aus Oe :■. en
Gründen ab.

Nach weiterer Debatte wird bet Antrag abgelegne
Nach § 50 bestimmt bie Reickstegietung mit Zustimn . . : bei

Reichsrates und einem vom Reichstag gewählten Aussckn . von
28 Mitgliedern die Preise, die den Erzeugern für das Umlageber-
fahren zu zahlen sind.

SimonS-Frcmken (USP.) verlangt, daß ber Reichstag ben Ge-
lte ibepreis festsetzt. Ist e# richtig, daß schon vor der neuen Ernt«
eine Erhöhung de# Brotgetreides eintreten soll? iMinistet Hermes
verneint die#: „Eine Erhöhung wird frühestens zu
Beginn des neuen Wirtschaftsjahres eintreten.
Unter keinen Umständen wirb sie mehr als 50 %
betragen.") (Hört, hört!)

Gunow (DVP.) fordert Rücksichtnahme auf Ostpreußen.
Dr. Hertz (USP.): Unter ben Festckesoldeien herrscht große

Erbttterung. Würde jetzt in kurzer Zeit eine zweimalige Er-
höhung des Brotpreises erfolgen, bann wäre niemand imftanb«,
ber Erregung der verelendeten Massen Herr jk
werden.

Minister Hermes sagt Rücksichtnahme auf Ostpreußen zu.
§ 50 bleibt unverändert; ebenso der Rest de» Gesetzes in

zweiter Lesung.
Eingegangen find vier Entschließungen. Ein* Entschliessung

des Ausschusses fordert gesetzliche Vorkehrungen für den Schutz
des Reallohnes; eine Entschließung Müller-rJankeii verlangt einen
Gesetzentwurf, der allen Beamten unb Angestellten ein Mehr-
et n k o m m e n in der Höhe sichert, bie der Steige-
rung der Kosten der Lebenshaltung entspricht.
Eine oeutschnationale Entschließung verlangt ben freien Verkehr
für Brotgetreide, Haier unb Gerst«. Eine Entschließung Tusche
(DVP.), Böhme (DDP.i ersucht die Reichsregierung, bie Lohn-
unb Gehaltsempfänger, ebenso bie Kleinrentner, vor einem
Sinken ihres Realeinkommens zu schützen. Der AuSschutzantrag
wird mit 206 gegen 136 Stimmen abgelehnt. Der Antrag
Dusche-Böhme wirb angenommen, ebenso die beutschnationale
Entschließung; dagegen wird die Entschließung
Müller-Franken (SD.) abgelehnt.

Um 7)4 Uhr schlägt Vizepräsident Dr. Bell Vertagung bis
8 Uhr vor zur Vornahme ber dritten Lesung. Gegen den Wider-
sprach ber Kommunisten folgt da» Haus bem Vorschlag des
Präpoenten. — Schluß 7% Uhr.

Bezüglich der dritten Lesung und der Sntfdjeibung über bt«
Getreibebewirtschaftung verweisen wir unsere Leser auf ben Vor-
bericht.

Preußischer Landtag.

(Telephonischer Bericht.)
29. Bericht.

Berlin, 16. Juni, mittag» 12 Uhr.

Die zweite Beratung des Justizetals

wird fortgesetzt. ......
Stacnbel (DVP.): Den Erklärungen des Juitizmrninero inm-

itten mir im ganzen zu. Man darf aber nickt lediglich die Inter-
essen des Schuldner» in den Vordergrund stellen. Wir sind für
die Angliederung der neu zu schaffenden Arbeitsgerichte an bt*
Amtsgerichte. Eine weitere Ausdehnung ber o«n<
bergerichte t st nicht ertoü n sch t. Wir wünschen ferner
bie Zulassung ber Frauen zu in Schöffen- unb Geschworenen ant.
Auch bic Laien sollen im weitesten Maße zum Richtcraint htnzu«
gezogen werden. Die Hetze gegen bie Justiz lebiglich um be*
Parteihabers willen halten wir für bie verwerflichste Erscheinung
Kann aber bas Ansehen ber Justiz gewahrt werden, wenn fogdt
ein Kultusminister Haenisch nach ber Verkünbigung des Urteil#
im Marburger Stnbentenprozeß von elenden Mördern spricht,
E# ist empörend, wenn ein preußischer Minister Severing in
öffentlicher Versammlung in Bielefeld erklärt hat, ihm seien noch
nie borniertere Menschen borgctoinmen, wie die preußischen Rich-
ter. (Unruhe links.) Wenn man einen Beweis für da» Vor-
handensein ber Klassenjustiz erbringen will, bars man nicht, wie
es Herr Heilmann getan hat, ganz verschiebenartige Verhalt-
Nisse, wie sie in Ostpreußen unb Hannover vorliegen, gleichstellen.
Zwar bars bai Streikrecht nicht angetaftet werden. Aber wer
arbeiten will, darf daran nicht gewaltsam gehindert werden. Ein»
bedingte Begnadigung halten wir für verfehlt. Di* sozialdemo-
kratischen und fomniuniitüdien Anträge lehnen wir ab.

Justizminister Am Zehnhoff gibt eine auf der Tribüne unver-
ständliche Erklärung ab, au# der hervorzugehen scheint, daß für
Referendare 3)4 Millionen zur Verfügung gestellt werden sollen.



Distrikt Harvestehude. Heute (Freitag) abend 7| Uhr bei
Hein, Schlump 33: D i st r! k t s v e r s a m m l u ii g. Der Genosse
Lehrer Christiansen wird sprechen über: „Frei Land —
frei Geld." Die DistrlktSIeiluiig erwartet zahlreiches Erscheinen.

/lus dem Hamburger parteileben.

Der Unterhaltunasabend der Barmbecker Benossinne«
am 14. Juni bei Keller Wwe., Am Markt, war von zirka 500 Genossen
und Genossinnen besucht, die den grauen Alltag einige Stunden ver-
gessen wollten. Eingeleilet wurde der Abend durch ein Klavierstück.
Hierauf folgten eine Ansprache, ernste und heitere Rezitationen und
Lieder zur Louie. Der Abend fand allgemein guten Anklang. Da
nach einem gemeinsamen Schlußliede keiner nach Hause wollte, tanzten
die Jugendlichen noch ein paar feine Volkstänze. Dann wurde fol.
genber Antrag eingebracht: „Die Versammlung ersucht die Distrikts«
leitung, die Genossin Henningsen zu einem Vortrag über Mutterpflichten
zu gewinnen." Zum Schluß wurde an die so zahlreich Erschienenen
die Aufforderung gerichtet, auch auf der Frouenversommlung ebenso
zahlreich zu erscheinen wie auf dem Unterhaltungsabend.

Nachrichten für Citernrate.

Elternröte der Arbeitsgemeinschaft St. Pauli.Süd.
Lusammenkunft Montag, 20. Juni, abends 7 Uhr, in der Turn-

halle Taubenstratze 2. Erscheinen aller Mitglieder ist dringend er-
forderlich. I. A.: H. Wettern.

Cclitr Nachrichten.

Arveiterdemoustratione« in der Pfalz aus Anlatz der
Ermordung Gareis.

WTB. Zweibrücken, 16. Juni. In allen Teilen der Pfalz
sanden gestern und heute mit Genehmigung der französischen Be-
satzungsbehörde anläßlich der Ermordung Gareis große Ar-
beiterdemonstrationen und Versammlungen unter freiem Himmel
statt. In den größereW^Betrieben wurde die Arbeit niedergelegt.
In Speier wurde ein 24ftünbiger Generalstreik prokla-
miert. Die Veranstaltungen verliefen ruhig.

öriefkasten.

Amtliche telegraphische Schiffsmelüungen

16. Juni.

v.

91.

Bettei: heiler. — B«i-meler: 769,6. -

Schiff: Ramtin:
Ettrpet

Schnitenia
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(EatlMon
Reichet!

D. Heia
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d. Mol.. Scho. Helgoland
Ichwed. Mot.-Sch». Edith
D Olga i

Donnetriag, 16. Ium, 5 Uhr nachmittag*.
Cuxhaven meldet: «ngetemmex:

Zeit:
B. 8 05

8,15
8,30

10,50
11,10

Wmd: NW., schwach. —
Therinometer: + 18.0' L.

Holtenau meldet: In »en Kanal etagelauf«:
16. JuM

Lübeck
Roptnbag«
Steilen
Göteborg
Stmhamm

Frau Wolfstkin (STomnt.): Den Aufbau eines RcckiteS, baS
wirklich Gerechtigkeit bedeutet, sehen wir in Rügland. (Schallen-
de? Gelächter.) Solange Klaflengegensähe bestehen, wird es >ne
ein wahre? Recht geben. Auch im Falle Holtz spwli die Klahen-

iustiz eine Rolle. Eberts Verordnungen gegen die Ausnahme-
aerichte wenden sich nur gegen die revolutionären Proletarier.
In schandbarster Weise werden die Opfer der Horstngaktion letzt
Ut Mitteldeutschland abgeurteilt. Sie (zu den «D.) sind mit
schuld. Höltz kämpfte gegen die Bourgeoisie, Sie aber gegen die
Arbeiter. (Lärm bei den SD.; Zuruf it a tz (Komm.): -(wltz ist
mehr wert als die ganze SPD." — Riesengelachter.) Rednerin
führt zahlreiche Urteile aus Mitteldeutschland an. (Die Kam-
munisten veranstalten wiederholt Entrüstungsszenen.)

Ministerialdirektor F-ritzc: Jeder Bezichtigung, die in der
Presse über Gefangenenbehandlung usw. erhoben wird, wird
nachgegangen. Frau Wolfstein bemängelte, tm Justizetat standen
keine Summen für die Verpflegung der Gefangenen. Frau
Wolfstein hört etwas, versiebt es aber nickt und zieht daran» ihre
falschen Schlüsse. Die Gcfangenenkost ist durchaus zureichend.
Den kommunistischen Herrschaften kommt es ja gar nicht auf eine
sacklicke Erörterung an. Sonderbar ist c8, daß die Kommunisten
kein Wort der Anteilnahme für die Opfer der Ausfchreitungen
haben. (Kommunistischer Zuruf: „Mörderregierung! - Pfui-
rufe rechts. — Der Präsident ruft den Abg. Pieck (Komm.) zur

CrbnÄhn (USP.): Das Verhalten des Vertreters des Justiz.
Ministeriums ist unzulässig. (Präsident Leinert weist diese Be-
merkung zurück und erklärt, die Auslassungen de? RegierungS-
Vertreter? hätten nicht gegen die Ordnung des Hauses verstoßen.)
Der Strafvollzug bedarf gründlich der Reform. Die Kommu»
nisten schießen mit ihren Anträgen weit über da? Ziel hmau».
Die Bourgeoisie darf nicht, wie in Rußland, einfach ausgeschaltet
werden. Die Richter beim Reichsgericht sollte man durch den
Reichstag, alle übrigen durch Volkswahl berufen. ^ie

Staatsanwaltschaft sollte abgeschafft werden. Die Urteilen
vorangehenden Beratungen müllen in öffentlicher Litzung abge-
halten werden. Ferner verlangen wir Abschaffung der
Todesstrafe. In der Abfindungsfrage für dre Hohcnzollern
bat das Justizministerium eine vollständige Versteinerung des
Rechtsempfindens gebrochen. Trotz der Reformvorscklage, die der
Justizminister gemacht hat, hat man doch das Empfinden: Viel
wird nickt geschehen. Der Reichspräsident muß die Verantwor-
tung für die Ausnahmegerichte und den Ausnahmezustand über-
nehmen. Er hat unsozial und ungeschickt gehandelt. Zwingen
Sie (zu den SD.), meine Herren, den Reichspräsidenten, von sick
au? die Initiative zur Beendigung der Sckandfustlz
der Sondergerichte zu ergreifen. Vergessen S,e (nach reckt?) nicht
die fürchterliche Wirkung Ihrer Urteile m den Familien der
Ooser Sie werden zu Herden der Erbitterung, die sich weiter-

fressen müssen. (Abg. Kaufhold (DVP-): -Warum sprechen
Sie nicht von den Taten der kommunistischen Führer? — Abg.
Katz (Komm.) ruft: .Sie oberfeudaler Ichthyosaurus! ) 70 000
bis 80 000 Menschen verkommen jährlich in den Gefängnissen.
Wir verlangen die Amnestie oder Wiedergutmachung aller Justrz-
sünden. (Beifall links.) . „„ . ,

Justizminister Am Zehnhofs: Der in dem unabhängigen Au,-
schuß verlangte ständige Ausschuß von 21 LandtagSmitglieoern
zur Ueberwachung der Gefängnisse macht eine Verfassungsände-
rung notwendig. Ich habe im übrigen Anweisung gegeben,
jugendliche Angeklagte milde zu behandeln.

Dr Hipker (DTP.): An Stelle des «chwurgerichtS mußte daS
große Schöffengericht gesetzt werden. Schuld an der, bedauerlichen
Einsetzung der Sondergerichte sind diejenigen, die in den letzten
Jahren Tumulte und Ausschreitungen aller Art angezettelt
haben. (Zuruf bei den Komm.: .Das^haben Sie getan!") Die
Kaufmanns- und Gewerbegerichte müssen den ordentlichen Ge-
richten angegliedert werden. Wir wünschen die Heranziehung
des Laienelements zum Richteramt. Die Auswahl der Schopen
und Geschworenen muß anders als bisher erfolgen, aber nickt
durch unmittelbare Volkswahl. Die Unabhängigkeit der Richter
darf nickt angetastet werden. Das Ueberalterungsgesetz ist not-
wendig, um aufstrebenden Kräften Platz zu machen. Die allge-
meine Wahl der Berufsrichter durch daS Volk ist bedenklich. Die
Erfahrungen in Amerika und in der Schweiz sind nicht erfreulich.
Die Gefangenenarbeit darf nicht das Handwerk schädigen.

Tas Haus vertagt sich auf Freirag, 12 Uhr: Kleine An-
fragen. Weiterberatung, Groß-Berlin, Ueberalterungsgesetz,
Anträge über Vertreibung der deutschen Domänenpächter aus

Polen. — Schluß 6 Uhr.

Die grast 6ro8-6amoatii In MlMMal.

Der Wirtschaftsrat beschäftigte sich am Donnerstag, 16. Juni,
in einer Vollversammlung unter dem Vorsitz von Herrn F. W.
Witthoefft erneut mit der Frage Groß-Hamburg. Ter
Referent war Max Warburg, der ungefähr folgende? aus-
fühne: "°ei dem Problem Groß-Hamburg erscheint es wichtig,
die Fr"^ -„ellung folgendermaßen zu formulieren: Soll für die
Erfüllung der wirtschaftlicken Aufgaben, die dem Reichshafen
Hamburg zufallen, wie bisher mit Preußen verhandelt werden,
oder will man den veränderten Verhältnissen Rechnung tragen
und eine andere Modalität anwenden, indem man voraus-
schauend nicht so, wie in den letzten Jahrzehnten vorgeht?
Preußen hat im Jahre 1916 sich Hamburg gegenüber schon bereit-
erklärt, in Unterhandlungen wegen Abtretungen von Gebieten
an Hamburg einzutreten, soweit die wirtschaftliche Entwicklung
Hamburgs es verlangt. Auf diesem Wege wird man aber nur
soviel Terrain erhalten, wie unbedingt notwendig ist. Dieses
stückweise Erhandeln kann aber weder Hamburg noch das Deutsche
Reich befriedigen. Wir müssen immer wieder betonen, d a ß d i e
Frage Groß-Hamburg nicht eine hamburgische,

-sondern eine Reichsfrage i st.
Die Groh-Hamburg-Frage gliedert sich in eine verwal-

tungstechnische (insbesondere polizeitechnische), in eine
hafentechnische und in eine siedlungstechnifche
Frage. Auf allen 3 Gebieten kann es so nicht weitergehen wie
bisher. Dafür 3 Beispiele. Als Lettow-Vorbeck nach einem Auf-
ruhr in Hamburg die Ruhe wiederhergestellt hatte, forderte er,
Groß-Hamburg doch polizeilich einheitlich zu verwalten. Dies-
bezügliche Unterhandlungen wurden einneleitet, aber es war nicht
möglich, auf diesem verhältnismäßig einfachen Gebiete eine Ab-
machung zu treffen. Hier haben wir den deutlichen Beweis da-
für, daß mit Abmachungen, wie Zweckverbänden, Arbeitsgemein-
schaften, staatlichen Verträgen, diese Fragen nicht gelöst werden
können. Also wird man auch nicht durch Staatsverträge ein
Groß-Hamburg schaffen können. Tenn selbst Staatsverträge, die

.Hamburg ein Recht geben, werden nicht ausgeführt. Ter K öhl-
brandvertrag vom Jahre 1908 gab uns z. B. das Recht, eine
Eisenbahn über Finkenwärder zu bekommen, die für den Hafen
eine Lebensfrage ist. Es ist jedoch nichts geschehen, also auch das,
was uns zugesagt wurde, wird uns vorenthalten. Das gleich»
erleben wir jetzt auch auf dem dritten Gebiete, der Siedlung.
Welche unendlichen Schwierigkeiten macht es, Siedlungen in
Hamburg benachbarten Gebieten vorzunehmen, wenn dafür
Gegenleistungen vom hamburgischen Staate verlangt werden.

Durch Staatsverträge können wir also ein Groß-Hamburg
nicht schaffen. Wir müssen einen andern Weg gehen. Das
einfachste wäre, soviel Gebiet zu Hamburg zu schla-
gen, wie für b i e Siedlungen notwendig ist, und
diejenigen Kommunen, die verwaltungstechnisch mit uns so eng
verbunden sind, mit Hamburg zu vereinigen, damit wir
im Interesse Hamburgs sowohl als auch der benachbarten Kom-
munen richtig wirtschaften können. Ueber eine einheitliche
Hafenverwaltung brauche ich nicht zu sprechen. Es ist
geradezu widersinnig, wenn an 3 Stellen so dicht beieinander bei
dem Mangel an Kaiplätzen, Unschlagsplätzen usw. die gleiche
Arbeit erfolgt, die bei einheitlicher Verwaltung bedeutend spar-
samer vor sich gehen könnte. Von keiner Seite sind irgendwie
durchschlagende Gründe wirtschaftlicher Art gegen ein Groß-Ham-
burg hergebracht worden, sondern es sind immer nur inner-
politische Gründe, die die Gegner leiten. Diese dürfen
wir auck im Wirtschaftsrate nicht ignorieren. Wir müssen es
zurückweisen, daß man in einem Atem eine Vereinigung von
Altona und andern Teilen Schleswig-Holsteins mit
Hamburg, mit der Abtrennung jener Gebiete erwähnt, die leider
'an Dänemark abgetreten worden sind. Tas ist eine Ueber«
treib ung. Solche Gefühle sind nicht am Platze. Wenn wir
ihnen aber Rechnung tragen wollten, so könnten wir einen Kom-
promiß schließen. Wir müßten ein neues Nachbarrecht finden,
das in einer Hinsicht die Gegenden, die wirtschafllich zusammen-
gehören, umschließt, in anderer aber politische Zusammenhänge, die
feit Jahrzehnten existieren, nicht zerstört. Man könnte z. B. den
Gegenden, die heute zu Schleswig-Holstein oder Hannover gehören,
das Reichstagswahlrecht in der bisherigen Form lassen;
man könnte auch einen gewissen Prozentsatz der Einkommen»

-steuer an die Provinzen abführen, oder man könnte auch gewisse
Servitute schaffen, die den Gegenden, die aus hafentechnischen, sied-
lungstechnischen und verwaltungstechnischen Gründen zu Hamburg
gravitieren, auferlegt werden. Beide Wege würden schließlich dazu

.führen, daß die Oberhoheit in wirtschaftspolitischen Dingen dem ham-
churgischen Staate überlassen wird, während in politischer Beziehung
die Zusammengehörigkeit mit den beiden fraglichen Provinzen in
gewissem Grade bestehen bleibt. Das wäre zwar nur ein Kom-
promiß.

Ter Hasen der gespaltenen Elbe muß verwaltungstechnisch so
'einheitlich betrieben werden, daß eine Betriebsgesellschaft für
den ganzen Elbehafen unter einer Oberhoheit möglich ist. Nur
dann können wir darauf rechnen, Antwerpen und Rotter-
d a m gegenüber wieder emporzukommen. Nur wenn das Gebiet
einheitlich verwaltet wird, können wir auch diejenigen Industrien
pflegen, die wir hier in dem großen Hafengebiet haben müssen.

Eine W i r t s cha f t S p r o v i n z , wie sie von vielen Seiten
geplant wird, halte ich nicht für gangbar; sie würde nur eine Ver-

doppelung be? Beamienapparate? zur Folge haben und sckließstch auch
Gebiete zufammenfassen, die weit auSeiuandergehende Interessen ver-
folgen. Ebensowenig würde eS sich empfehlen, au? Hamburg eine
preußische Provinz zu bilden. Die beiden Nachbarprovinzeinwür-
den ebenso wenig geneigt sein, Gebiete an eine preußische Provinz
Hamburg abzutreten, wie an ein selbständiges Hamburg, und
die einheitliche Orientierung deS Hafen st aates
würde verlorengehen. Das gleiche würde für einen Reichshafen
gelten.

Die Wünsche Hamburg? haben auch nicht? mit etwaigen
Plänen der Zerstückelung Preußen? zu tun. Die Glie-
derungskommission sollte sick darauf beschränken, Grenzanomalien
innerhalb Deutsckland zu beseitigen und Aenderungen dort vor-
zunehmen, wo die ökonomische Wirtschaftsführung c? verlangt.
Unsere Finanzlage, die Preußen?. Hamburg? und deS Reiches,
zwingt un? zu sparsamster Wirtschaft, zur Heranziehung von
fremden Geldern zu günstigen Bedingungen, ohne unsere Selbst-
ständigkeit aufzugeben. Die Nachfrage nack Kai st recken
für ausländische Gesellschaften, die un? die Kaistrecken bauen, die
aber nach 25 Jahren ohne PreiSvergütung an Hamburg zurück-
fallen, ist eine außerordentlich große, und diese? ist der Weg, auf
den wir am besten ausländische? Geld zur Fruchtbarmackung
heimischer Wirtschaft nach hier ziehen können. Wir müssen aber
diese Bauten unausgeführt lassen, solange wir nicht die ber-
einigten Elbhäsen unter einer Oberhoheit haben.

Alle? weist mit elementarer Kraft auf Groß-Hamburg hin.
Wir führen nur daS au?, wa? die geographische und wirtschaft-
liche Notwendigkeit gebietet. Nur wenn wir ein einheitliche?
Hafengebiet mit Siedlungsland und einer verwaltungstechnischen
einheitlichen Oberleitung' haben, kann Hamburg feine Ausgabe
lösen :_3)ZittIcr zu sein zwischen Deutschland und dem Ausland, die
Aufgabe des R e i ch ? h a f e n S zu erfüllen.' Man soll Hamburg
so viel Luft und Land geben, daß es arbeiten kann für da?
Deutsche Reich. (Bravo!)

Der Korreferent E. Hüffmeier betrachtete die Groß-
Harnburg-Frage vom Standpunkt der Arbeitnehmerschaft.^ In
wirtschaftlicher Beziehung haben wir ein Groß-Hamburg längst.
Hamburgische Arbeiter wohnen in «Schleswig-Holstein bis nach
Elmshorn und in Hannover bis nach Büchen. Die Lohn- und Ge-
haltsfrage wird seit Jahrzehnten in Hamburg, Altona, Wandsbeck,
Harburg und Umgegend einheitlich geregelt. Auch auf dem Ge-
biete des Genossenschaftswesens gibt e? langst ein Groß-Hamburg,
obgleich die politischen Grenzen vielfach Schwierigkeiten machen.
Ebenso fordert die Anwendung der sozialpolitischen Gesetze auf
dem Gebiete der Invalidenversicherung, des Krankenkassenwesens,
der zukünftigen Arbeitslosenversicherung die Schaffung eine?
Groß-HamburgS. Wir müssen in Zukunft Menschenvlonomie
treiben, das können wir nicht in einem engen Kreise tun, sondern
dazu müssen wir ein größeres Gebiet haben, daS mit politischen
Rechten und politischer Macht auSgestaftet ist Weiter ist für den
zukünftigen Bezirkswirtschaftsrat ein Groß-Hamburg dringend
notwendig. Tie Arbeitsämter der ganzen Umgegend von
Altona, Wandsbeck, Harburg und den weiteren preußischen Kom-
munen treten heute schon allmonatlich zu einer Sitzung zusam-
men, um den Art ilsnachweiS einheitlich zu beraten und zu be-
schließen. Auf allen genannten Gebieten können große Derwal»
tungskosten gespart werden, wenn wir ein Groß-Hamburg hätten.
Wenn verschiedene politische Interessengruppen Gegner be? Groß.
Hamburg.PlaneS find, weil sie befürchten, in einem Groß-Ham.
bürg an politischer Macht einzubüßen, so steht doch die Arbeiter-
schaft nicht auf diesem Standpunkt. Sie wünscht vielmehr die
schnellste Schaffung eines Groß-Hamburg. (Beifall.)

Der Vorsitzende F. W. Witthoeftt dankte den beiden Refe-
renten und beantragte die Annahme folgender Entschließung:

„Das Interesse be? Reiche? an der Konkurrenzfähigkeit feine?
ersten Seehafens und an der Ausdehnung der Industrie an see-
schifftiefem Wasser erheischt zwingend den verwaltungstechnischen
Zusammenschluß der an der Niederelbe gruppierten Stadtgebiete
von Hamburg, Harburg, Altona und Wandsbek. Es muß, soll
Hamburg seine Aufgabe als Reichshafen erfüllen, ein schneller
Ausweg gefunden werden, der einer wirtschaftlichen Notwendig-
keit Rechnung trägt, ohne die politischen Empfindungen der Nach-
barprovinzen zu verletzen."

Eine Aussprache fand nicht statt. Di« Entschließung
wurde einstimmig angenommen.

Tages-Sericht.

Hamburg.

Kommunistische Methode«.

Eigenartige Mittel wandle bet altpreußijche Militarismus an

um die Leute in Bewegung zu hatten. Wenn der Regimentsbefehl

für morgens « Uhr Abmarsch zur Uebung ansetzle, mußten bte „SteiU*

sicher schon um S Uhr auf dem Kasernenhof stehen, soweit hatte sich

die Zeit verschoben, dir der Feldwebel den Befehl bekannt gab.

Wie in allen andern Dingen, so haben sich die sich Kommunisten

nennenden Leute auch in diesem Fall den Militarismus zum Vorbild

genommen. Ihnen hat .die schöne Zeit' so viel Erinnerungen hinter-

lassen, daß sie nur noch im Geiste bei Exerzierreglements benken können.

Tie DeiwalwngSstelle Hamburg bei Teutschen Metallarbeiter-

Verbandes hat für Freitag abend 7 Uhr eineVersamm»

lung der Betriebsräte und Betriebldelegierten

des MetallarbeiterverbandeS angesetzt. Der Frak-

tionlfelbroebel der Kommunisten hat nun offenbar Angst, daß er seine

.Serie' nicht rechtzeitig .zur Stelle' melden kann nnd macht deshalb

in der .Volkszeitung" quer über die ganze Seite bekannt, daß die

Versammlung um 6 Uhr beginnt, Erscheinen aller DKPT.-Genossen
ist Pflicht. Seiner darf fehlen.

Wie gesagt, es sind eigenartige Mittel, die angewendet werden

muffen, um bte Morkaugarben in Bewegung zu bringen.

Bei den gewerkschaftlich geschulte« Metallarbeitern be-

darf es solcher Mittel nicht; sie werden rechtzeitig zur Stelle

sein, nm den kommnuistischeu Zersplitterern das Handwerk

zu legen.

Tie Lchwarze-schmach-Kuudgebung.

Trotz der nicht wegzuleugneuden schwarzen Schmach, über die

Ray BeveridgeS am Donnerstagabend bei Sagebiel aller-

hand haarsträubende Dinge zu berichten wußte, trotzdem man sich

für diese Kundgebung eine Amerikanerin engagierte (mit wasch-
echtem deutschnationalen Herzen), trotz der ausdrücklichen Ver-

sicherung des Pastors Voß, es handle sich hier um keine partei-

politische, sondern um eine deutsche Sache, war dennoch die

Schwarze-Schmach-Kundgebung nichts anderes als

eine chauvinistische Aktion reinsten Wassers. Das gesamte Bürger-

tum hatte sich wieder einmal ein Stelldichein gegeben, um seiner

gequälten nationalistischen Seele in einer »Deutschland, Deutsch-
land über alleS"-Stimmung Luft zu machen. Ob damit dem

Zwecke der Veranstaltung gedient worden ist, wagen wir zu be-

zweifeln. Wir werden die Kundgebung in unserer nächsten Aus-
gabe noch näher kritisch beleuchten.

Wiederholungen des revolutionären Schauspiels .Frei-
heit" von Herbert Kranz. Um den zahlreichen Besuchern, die an
der Abendkasse vergeblich Karten zu erlangen suchten, da dal HauS
vollkommen auloerkauft war, die Möglichkeit zu geben, die Ausführung
zu sehen, wird die Ausführung am Freitag, 17., Dienstag,
21. und Freitag, 24., im Gewerkschasishause wiederholt. Karten
zum Einheitspreise von 4,40 K. sind in den bekannten Vorverkaii»-
stellen, in den GewerkschaftSbureauS, Verkaufsstelle Volksbühne, Große
Theaterstraße 42, Restauration Sewerkschaftshau» und beim Friseur
Repschläger zu haben.

Straßenbahnlinie 9 (Barmbeck—Hoheluft). Ah Sonnabend
18. Juni, beginnt und endigt der Betrieb auf Linie 9 ab Barm-
beck 10 Minuten früher und ab Hoheluft 10 Minuten später als
jetzt.

Rechtskonsulenteninnung für den Bundesstaat Hamburg. In
der am 13. Juni d. I. stattgehabten außerordenllichen JnnungS-
versammlung erstattete der Vorsitzende Herr Wilhelm Kruse-
mar k an Hand der JnnungSafte Bericht. In Anwesenheit eines
Vertreters der Aufsichtsbehörde befaßt« sich dann die Versamm-
lung mit den gestellten Anträgen auf Satzungsänderungen, er-
örtert wurde die Zulassungsftage der Jnnungsmitglieder zur Ver-
tretung vor dem hiesigen Amtsgericht, und ferner wurde erörtert
das verschiedenartig geartete Verhalten einzelner Amtsrichter
den Jnnungsmitgliedern gegenüber, namentlich das Verhalten
von zwei Hllfsrichtern, die in ihrem Hauptberuf hiesige Rechts-
anwälte sind. Die Versammlung beschloß, entsprechende Vor-
stellungen bei den maßgebenden Behörden zu erheben. Hinsicht-
lich der Beschaffung einer einheitlichen Gebührenordnung sollen
erneute Verhandlungen mit den Reichsbehörden eingebettet werden.

Der Rächer. Ein nach zweijähriger Abwesenheit heimkehren-
der Arbeiter R. machte die Entdeckung, daß seine Braut ihn be-
trogen hatte. Er wollte sich rächen und zeigte sich, seine Braut
sowie deren Stieftchwester nebst Bräutigam wegen gemeinschaft-
lichen schweren Viehdiebstahls auf Waltershof an. Seine An-
zeige, die er in betrunkenem Zustande gemacht hatte, stimmt in-
sofern ober nicht, als er während einer Bootsfahrt auf der Elbe
feine «raut zwang, mit ihm nach Waltershof zu fahren und dort
Fleisch abguholen. R. blieb dann auch allein in Haft,

Die entflogenen Horror, tytn naufmann au? ver aseraer-
straße beauftragte einen Boten Hans B. mit dem Transport von
zwei Koffern und zwei Handtaschen zum Bahnhof. Mit den
Sachen ist der Bote nicht am Ziel angelangt. Nachforschungen
ergaben, daß die von B. angegebene Adresse seiner Wohnung
nicht stimmte.

flltona und Umgegend.

Die Differenzen in der Fischbranche.

Wie wir erfahren, haben sich die Arbeitgeber nunmehr bereit-
erklärt, den vom Schlichtungsamt Altona gefällten Schiedsspruck»,
der für weitere 3 Monate den bisherigen Tarif vorsieht, an»
zunehmen. Damit ist die Gefahr der Arbeitsniederlegung be-
seitigt. Bedauerlicherweise wird in diesem Jahre, trotzdem wir
in der Fischbranche in den Vorjahren gleiche Geschäftsflauheit zu
verzeichnen hatten, ein großer Teil der Stammarbeiter entlassen.
Daraus ist zu erkennen, daß von dem Wohlwollen der Arbeit-
geber, von dem in dem öffentlichen Flugblatt die Rede ist, nicht
viel zu halten ist

Lebensmittelversorgung. 1900 Gramm Brot oder 1750
Gramm Brot und drei" Rundstücke. 200 Gramm amerikanisches
Weizenmehl auf Abschnitt der Lebensmittelkarte, 300 Gramm auf
Abschnitt M der Bezugskarle für Kinder bis zum ersten Jahre. 500
Gramm Zucker. — Nährmittel für Kinder: 750 Gramm
WeizengrieS oder 50» Gramm weicher bezw. 400 Gramm gerösteter
Zwieback auf den Nährmitteladschnstt N der BezugSkarle für Kinder
bis zum vollendeten ersten Jahre.

Handel mit Kuhmilch. Die auf Grund des § 2 der Verord-
nung des Magistrat» über den Verkehr mit Milch (25. Mai und
2. Juni 21) für den Handel mit Kuhmilch erforderliche Genehmigung
des Magistrats wird durch die Gewerbepolizei (altes Rathaus) erteilt,
an die Anträge zu richten sind.

Weniger Erwerbslose. Die Zahl der unterstützten männ-
lich en Vollerwerbslosen betrug in der Woche vom 6. bis 11. Juni
2637 (Vorwoche 2745), die der weiblichen 604 (Vorwoche 576), die
Gesamtzahl 8241 (Vorwoche 3321). Im Nachweis wurden 3217
männliche und 831 weibliche Arbeitsuchende gezählt. An ErwerbS-
losenunterstützung wurden auSgezahtt: in der Berichtswoche 239 208 JU,
feil Beginn 42 572 679 A

apr. Schlichtungsausschuß. In der Vollsitzung des Schlichtungs-
ausschusses Altona wurde Herr Landgericktsrat Geh. Justizrat
Fürstenau mit Stimmeneinheit zum stellvertretenden Vor-
sitzenden des Schlichtungsausschusses gewählt.

Der Johanni-Jahrmarkt wird vom 20. bi» 23. Juni auf
dem Gelände zwischen Düppelstraße und Pinneberger Chaussee ab-
gehalten.

Im Freien lvildnngsweseu der Stadt Altona haben am
12. Juni Exkursionen als Anleitung zum Beobachten und Sammeln
einheimischer Tiere von Dr. Sokolowsky begonnen. Nächste Zusammen-
kunft Sonntag, 19. Juni, 8 Uhr morgen«, am Altonaer Museum.

Stellingcn-Laugenfelde. Funktionärsltzung am Sonn-

abend, 18. Juni, abends 8 Uhr, beim Genossen Göttsche. In dieser

Versammlung sind unter anderem zwei wichtige Punkte zu erledigen,

die da» Interesse aller Genossen und Genotsinnen erfordern; darum

ist es Pflicht, an dieser Sitzung teilzunehmen. Auch wird an diesem

Abend das Resultat der Werbewoche befanntgegeben.

Sozialdemokratischer Verein. Unsere nächste Mit-
gliederversammlung findet am Montag, 20. Juni, im Vereinslokale
von Ernst Meier statt. Zu dieser Veriammlung ist e» uns gelungen,

den Genossen Sau stiftet* Hamburg als Referenten zu gewinnen.
Er wird uns einen Vortrag über das wichtige und aktuelle Thema:

»Christentum und Sozialismus" halten. Nun ist ek von
allen hiesigen Wiilgliebern als selbstverständliche Pflicht anzusehen, an
diesem Abend zu erscheinen, damit Genosse Laufköiter, der alS guter

R ebner auch hier in Stellingen-Langenfelde besannt ist, vor einer
überfüllten Versammlung sprechen kann. Die Verjammlung beginnt

präzise 8 Uhr.

Freier Turn- und Sportverein. Da von der letzten
Versammlung beschlossen wurde, neben Turnen und Sport auch das
Wandern zu pflegen, ist die erste Nachttour zum Sonnabend,

25. Juni, anberaumt. ES gehl in die Lüneburger Heide. Treffpunkt
an dem genannten Tage spätestens 6$ Uhr abends Ecke Kieler- und

EimSbüttelerstraße. ES ist Ptmidvorrat bis zum nächsten Mittag mit»
zunehmen, da wir zu dieser Zeit wieder hier sind. Führer ist Tum-
genosse Behr. ES können aber nur Jugendliche und Erwachsene teil,
nehmen, keine Kinder. Freunde unserer Sache find willkommen.
Fahrtkosten zirka 7 M.

Mus den tlbgemeinöen.

Blankenese. Pastor Heydorns Ansprache „Wege zu neuer
Volksgemeinschaft" am letzten Sonntagmovgen war gut besuchst
leider war die Beteiligung unserer Parteiangehörigen, besonders
der Eibdörfer, außer Blankenese, nur ganz gering! Und doch
hätten alle, besonders auch unsere Frauen und Mädchsn, eine
schöne über Alltag und Sorge erhebende Stunde erleben, Stoff
zum Denken und Richtung für ihr Handeln für Lebenszeit mit
nach Hause nehmen können. Das werden alle bezeugen, die dabei
waren. Unsere Arbeiterjugend rahmte die Ansprache ein durch
die Lieder „Hab' Sonne im Herzen" und „Freunde, lebt wohl."

Nikolaus Henningsen, Leiter einer der Hamburger
Gemeinschaftsschulen, spricht am Freitag, 24. Juni, abends
7% Uhr, in der „Johannesburg" in Blankenese über „Ar-
beits- und Gemeinschaftsschulen und unsere Erfahrungen in Ham-
bürg". Alle Gemeindeverireter und alle Vorstandsmitglieder aller
Elbgemeinden müssen erscheinen, da mit Groß-Hamburg auch
diese Frage in unseren Elbdörfern bald nach Verwirklichung
drängen wird. Daneben aber müssen alle erscheinen, die ein-
gesehen haben, daß die Schule gründlicher Aenderungen bedarf,
wenn sie uns Menschen schaffen soll, die der neuen Zeit und
ihren Anforderungen gewachsen sind, wenn sie der Jugend Wege
zu der neuen Volksgemeinschaft weisen soll, deren unser Volk
bedarf, um wieder empor zum Licht zu steigen. Die freie Aus-
sprache nach dem Vortrage verspricht sehr interessant zu werden.

Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft
der Elbgemeinden.

wandsbeck und Umgegend.

Hoisbüttel. Auf die Zuschrift, die wir in der Sonnabend-
AbeudauLgabe veröffentlichten, sendet uns Herr Wilhelm
G r a t c n a it eine Berichtigung, aus der wir folgendes wieder-
geben: „Ich habe die sämtlichen zirka 200 Kinder der Umgegend
zum Sonnenwendfest am 21. Juni eingelabcn, um den Kindern,
die es teilweise nicht leicht haben, eine besondere Freude zu machen,
wie ich dieses als Kinderfreund nebenbei erwähnt häufiger tue.
Jedes Kind erhielt die beifolgende vervielfältigte Einladung, auf
deren Rückseite die Eltern bescheinigten, ob das betreffende Kind
Erlaubnis hatte, der Sonnenwendfeier beizuwohnen oder nicht.
Sämtliche Eltern bis auf zwei Eltern haben zugesagt. Bon
Kaffee oder Kuchen ist niemals die Rede gewesen, denn einmal bin
ich der Ansicht, daß Kaffee für Kinder schädlich ist, und ferner
pflege ich Kinder nicht mit Kuchen zu locken, sondern es wird, ab-
gesehen davon, daß ich vielleicht doch noch etwas Kuchen beschaffe,
wie beim vorigen Sonnenwendfest, jedes Kind sein Butterbrot
mitbringen. Das Programm allerdings wird, wenn das Wetter
günstig ist, den Kindern viel Freude machen, und zwar, abgesehen
von dem Feuer, Feuerreigen usw. selbst, in erster Linie bei»
folgendes hübsches Märchenspiel, welches Lehrer Frahm, Poppen-
fcüttcl, auf Grund der alten Sagen des Schübergs, an dem die
kleine Veranstaltung stattfindet, geschrieben hat. Wettspiele, Wett-
laufen, Springen, Sacklaufen usw. sowie besonders auch Tanzen
der Kinder vervollständigen das Programm. Jegliche Politik oder
politische Andeutung ist selbstberständlich ausgeschlossen.

«. B. 1921. Es sind alle in Stellung.
38. S„ Wandsbeck. Der betreffende Paragraph ist noch nicht ge-

setzlich geregelt, da jutjeit dem Staate die Mittel zur Durchführung

O. M. 1. 6. SB. Altona. Rach der Entscheidung bei Mieteamtes ist
die Mietesteigerung vom 5. April 1921 an zu zahlen.

A. H. 71. Der Verlag, in dem das berüchtigte Werk .Die Liebe
im Paddelboot" erschien, ist nicht der Alster-Verlag, sondern der „Drei
Schwäne"-Verlag. Es ist aber beschlagnahmt.

/lnzeigen.
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WittSmchWkSStVl
Hein, Schlump 28. Thema: „Frei Land
— frei (Selb*. Referent: Genosse Christiansen.

Aufnahmen in die Partei sowie Be-
stellungen auf das „Hamburger Echo' und
die „Gleichheit' werden in den Versamm-
lungen entgegengenommen.

Zn zahlreichem Besuch laben freundlichst ein

Die TiftriklSleilnnsten.

Deutscher MeilrYeM

SkMsvkreill Hamburg und Umgegend.

BMeifoiniiiliiiigeti.

Hamm, Horn, Borgseide: Freitag, 17. Juni,
abends 7 Uhr, bei straft, RumpfSweg.

Altona: Sonntag. 19. Juni, morgen« 9 Uhr, bei
Petersen, Bürgerstr. 102.

Alt - Stadt, St. Georg: Sonntag, 19. Juni,
morgen* 9 Uhr, bei P. Sell, Schmilinskystr. 47.

Barmbeck: Sonntag, 19. Juni, morgen* 9 Uhr,
bei Mense, Schleidenplatz.

Eiibeck Hohenfelde: Sonntag, 19. Juni, morgens
9| Uhr, bei Beer, WcmdSbecker Chaussee 128.

Eppendorf: Sonntag. 19. Ium, morgen? 9 Uhr,
bei Scharfenberg, Eppendorferlaiidstr. 95.

Eimsbüttel: Sonntag, 19. Juni, abends 9| Uhr,
bei Struck, Fruchtallee.

Rotenburgsort: Sonntag, 19. Juni, morgen!
9 Uhr, bei Witt, Stresowstr. 118, K.

Uhlenhorst: Sonntag, 19. Juni, morgens 9j Uhr,
bei Lars, Nächste. 109.

St. Pauli: Sonntag, 19. Juni, morgen? 9 Uhr,
bei A. Träger, Mariensir. 64.

Schiffbeck-Tteinbeck: Sonntag, 19. Juni, nach-
mittags 4 Uhc, im „Lindenhos", Steinbeck.

Die Tagesordnung in obigen Versamm-
lungen ist wie folgt: 1. Bericht von der QuartalS-
berlreterberfanimiung. L.Mffchluß der Lohnbewegung
im Hoch- und Tietbaugewerbe. 3. Berufliche*

In einigen Versammlungen werden Referenten

erscheinen. $je Ortsvrrwaltrmg.

Vek«r<rirtnr<retzrrirs
über die

wseheir«>eikteilitirs der

In der kommenden VersorgungSwoche (19)
werden verteilt:

1. Brot und Mehl: 1900 «ramm Brot und
200 Gramm AurlaiidshauShallSmehI.

DaS den Backbetrieben zur Herstellung von Ein-
heitSbrot gelieferte Rlehl besteht in der Woche 19 oul:

60 Teilen Weizenmehl,
20 , Roggenfeinmehl,
10 , Gerstenmehl,
10 „ Maismehl ober Weizennachmehl.

Für die Herstellung von Schwarzbrot werden
100 Teile Roggengrobmehl

zur Verfügung gestellt.
2. Zucker: Auf den Zuckerabschnitt der allge-

meinen Warenbezuglkarte 150 Gramm, auf den
Zuckerabschnitl der Warenbezugskarte für Kinder
400 Gramm, auf den Zuckerabschnitt der Waren-
bezugSkarte für Säuglinge 400 Gramm. (Klein-
verkaufspreis für 1 Pfund MeliS 3,80 und für
1 Pfund Raffinade 3,86 M.)

3. Vollmilch: Die auf den Karten vermerkte
Menge.

4. Mnhlenerzengnifle. 250 Gramm Weizen-
grieS zum Preise von 95 4 auf den Nährmittelab-
schnitt 19.

5. Nährmittel für Kinder: 250 «ramm auf
den Nährmittelabschnitt L der WarenbezugSkarte
für Kinder.

6. Fleisch: Cornedbeef zum Preise von 4 JfL
für 250 Gramm oder 5,50 M. für 1 Dose zu
I Pfund englisch auf den Eonderguischein der all-
gemeinen Warenbezugskarte und der Warenbezugs-
karte für Schiffer außer Fahrt sowie auf den Sonder-
gutschein 1 der WarenbezugSkarte für Binnenschiffer
in Fahrt und der WarenbezugSkarte für Kinder.

7. Kommunale VekleidungSware: Soweit
noch Vorräte vorhanden, gelangen Herrenstiefel
zum Preise von 90 big 125 A, Damenstiefel zum
Preise von 90 bi* 110 A, Knaben stiefel der
Größen 86 big 39 zum Preise von 70 M. und
Stiefel der Größen 36 big 39 für junge Mädchen
zum Preise von 110 M. zur Verteilung. Bezug*-
anmeifungen sind in den für die Wohnung der
Antragsteller zuständigen PolizeibezirkgbureauS, für
die in der inneren Stadt wohnhaften Antragsteller
im Einwohnermeldeamt, Dammtorstraße 10, erhältlich.
Meldeschein, die «eburtgurtunbe der vom Antrag-
steller etwa unterhaltenen Kinder und ein Nachweig
über das jetzige Einkommen — Einkommensteuer-
quittung genügt nicht—sind vorzulegen (EinkommenS-
grenze für Ledige 16 000 X., für ein Ehepaar
20 000 X., für jebeg vom Antragsteller zu unter-
haltende Kind weitere 2000 JH).

Hamburg, den 16. Juni 1921.
Hamburgisches KriegSverforgungSamt.

I inelisaitit F

Platterinnen u. Plätt,
lebrlg. für Garderoben fof.
gesucht. Färberei Brandt
&Wolk,aisietborferstr.l9.

Tüchtiger, selbständiger

Tisetzlev
und Lagerist,

Beizverfahren und Pa»
litur vollkommen beherr-
schend, von bestem Hau*
in Altona, Lohn nach
Tarif, gesucht.

Angabe von Referenzen
erwünscht. Offerten unter
A. G. 31720 an Ala-

Hasenstein 4 Vogler,

Hamburg 11,

Wt. WM
a. Maßkonfekt., Grobstück,
in u. auß. d. Hause fof. gef.
L. Halbig, Jfflandstr. 76.

Herren-Hüte 58 X, Hoiei r.Arbeitskes.,
Jacken b. Meyer, Elbatr. 1,

Alteisen, Metalle u.
Bruchglas faustTheeyhil
Wienbieli, Hammerstein»
dämm 80. Lister 1560.

»ast neues Herren-Rad,
l) mod., eleg., nur 850^t.

Lindemann, 5teiib1146, ,.15.
Mod. Kdrwg. u. Klappllm.
V. Diederichstr. 3,1.,Bk>ck.

Kleinstedler

finden praktische Wink*
und Ratschläge in bet

Lehrmeister.Bücherei.

lsltil|.].6tmiirebit *2,40
toljueib.ftorbfftHH 3t 1,20
irlbgtmiiltbai.... -H. 2,40
le« »ihrrl X 2,40
fliinj i Äemiilf garten X 1,20
Diniere DeereeßriRch. X. 1,20
ZierDrimher X. 1,20
Sie iartealeubt ...X 2,40
In Letztstes Jlt.2,40

Buchhandlung

Auer & Co.

leebari 36, -etzlesbßr U,
Mit -tWNtzfh»ft*tz*A*.
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